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Drucksache 7/4944 


31.03. 76 


Sachgebiet 23 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Ernesti, Biehie, Rommerskirchen, 

Löher, Dr. Kraske, Stahlberg, Gierenstein, Dr. Jobst, Dr. Schneider, Dr. Marx, 

Dr. Jenninger und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wohnungsfürsorge für die Bundeswehr 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß die 
durch hohe Umzugshäufigkeit hervorgerufenen besonderen 
Belastungen der Zeit- und Berufssoldaten den Bund zu 
einem besonderen Maß an Wohnungsfürsorge verpflichten, 
und mit welchen konkreten Maßnahmen entspricht die 
Bundesregierung bejahendenfalls dieser Auffassung? 

2. Wie viele Zeit- und Berufssoldaten erhielten - aufgeschlüs- 
selt für die Jahre 1970 bis 1975 - Versetzungsverfügungen 
mit Zusage der Umzugskostenvergütung, und weiche durch- 
schnittliche Wartezeit bestand für sie bis zum Vollzug des 
Umzugs? 

3. Treffen Meldungen zu, daß die Bundesdarlehens Wohnungen 
außerhalb der Ballungsgebiete wegen steigender Mieten 
und unzureichender Qualität ihrer Ausstattung für eine 
wachsende Zahl von Soldaten nicht mehr attraktiv sind 
und daß sie deshalb Wohnungen auf dem freien Wohnungs- 
markt bevorzugen? In welchem Umfang waren Bundesdar- 
lehenswohnungen im vergangenen Jahr unvermietet? 

4. Wie bewertet die Bundesregierung die Feststellung des 
Deutschen Bundeswehrverbandes, daß die von ihr beabsich- 
tigte Vergleichbarkeit der Mieten von Bundesdarlehens- 
wohnungen und Sozialwohnungen nicht sachgerecht sei, 
weil sich die meisten Bundeswehrstandorte in ländlichen 
Gegenden befänden, in denen Sozialwohnungen kaum 
errichtet würden, weil die dafür vorgeschriebenen Kosten- 
mieten nicht gezahlt würden? 

5. Warum dürfen ältere Bundesdarlehens Wohnungen der Aus- 
stattungsstufen II und III, für die bis zum 31. Dezember 1968 
die Darlehensverträge abgeschlossen worden sind, ab 
1. März 1976 bis zu 5,10 DM je qm Wohnfläche kosten, 
während für neue Sozialwohnungen nach der Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zum Mieten- und 
Wohngeldbericht 1975 (Drucksache 7/4524) eine durch- 
schnittliche Bewilligungsmiete von 4,33 DM im ersten Halb- 
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jahr 1975 galt, zuzüglich etwa 17 v. H. für die Schlußab- 
rechnung? 

6. Wie hoch soll die Mietobergrenze für neue Bundesdar- 
lehenswohnungen werden? 

7. Will die Bundesregierung in Kauf nehmen, daß die Mieten 
für Bundesdarlehenswohnungen als Preisführer zugleich 
die Mieten des freien Marktes und damit auch die Lebens- 
haltungskosten erhöhen? 

8. In welchem Umfang fördert die Bundesregierung den Bau 
bzw. Erwerb von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
durch Vergabe von Familienheimdarlehen? 

9. Zu welchem Ergebnis hat die im Weißbuch 1970 verspro- 
chene Prüfung der Bundesregierung zum Bau von Unter- 
künfte für Junggesellen („boarding-Häuser") geführt? Wel- 
cher Bedarf an Wohnungen für längerdienende unverhei- 
ratete Bundeswehrangehörige besteht, und wie will die 
Bundesregierung diesen Bedarf decken? 

10. In welchem Umfang werden Bundesbedienstetenwohnun- 
gen in Dienststellennähe von pensionierten Bundeswehr- 
angehörigen bewohnt, und was hat die Bundesregierung 
unternommen, um diesem Personenkreis beim Wohnungs- 
wechsel (etwa durch voll bezahlten Endumzug, durch ein 
zusätzliches Wohnungsangebot o. ä.) behilflich zu sein? 


Bonn, den 31. März 1976 
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